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• Erhöhung der Mehrwert- und Versicherungssteuer um drei 
Prozentpunkte auf 19 Prozent. 

• Kürzung der Pendlerpauschale.  
des Kindergeldes sowie Halbierung des Sparerfreibetrags.

• “Reichensteuer”.
• Bessere Abschreibungsbedingungen für Unternehmen.
• Für 2008 geplant: Senkung der Unternehmenssteuern für

Kapitalgesellschaften um 10 Prozentpunkte.

• Weniger Einnahmen aus Unternehmenssteuern.
• Höhere Belastung der Arbeitnehmer und Verbraucher. 
• Bund, Ländern und Gemeinden wird die Finanzbasis für 

arbeitsplatzschaffende Investitionen entzogen.

Das sind die Folgen:

Beschlüsse und Pläne der Großen Koalition für 2007 und 2008:

Bereits 2007 werden Arbeitnehmer und Verbraucher mehr Steuern 
zahlen müssen. Konzerne dagegen werden entlastet. Für 2008 plant die
Bundesregierung eine “große” Unternehmenssteuerreform. Die Körper-
schaftssteuer für Kapitalgesellschaften soll drastisch gesenkt werden.
Es drohen weitere Steuerausfälle in Milliardenhöhe. IG Metall und DGB
lehnen diese Pläne ab. Sie fordern: Auch Unternehmen müssen an der 
Finanzierung öffentlicher Aufgaben angemessen beteiligt werden.



Steuergerechtigkeit bleibt auf der Strecke 
“Wer hat, dem wird gegeben”. Unter diesem Motto könnte die Steuerpolitik der Großen Koalition
stehen. Obwohl Deutschlands Konzerne Rekordgewinne einfahren, will ihnen die Bundesregierung
weitere Steuergeschenke machen. Nachdem bereits mit der Steuerreform im Jahr 2000 die 
Unternehmenssteuern drastisch gesenkt wurden, plant die Regierung für 2008 eine Senkung der
Unternehmenssteuren für Kapitalgesellschaften um zehn Prozentpunkte. Milliardenausfälle  für
die öffentliche Hand wären die Folge.  Investitionen von Bund, Ländern und Gemeinden müssten ge-
kappt werden.

Impressum: argumente, Herausgeber: IG Metall-Vorstand, Frankfurt am Main, 
Redaktion:  Axel Gerntke, Dieter Staadt (FB Gesellschaftspolitik/Grundsatzfragen/Strategische Planung), E-Mail: dieter.staadt@igmetall.de

Im Januar 2007 kommt für Arbeit-
nehmer und Verbraucher der
Steuerschock. Mehrwert- und
Versicherungssteuer werden auf
19 Prozent erhöht, Pendlerpau-
schale und Bezugsdauer des Kin-
dergeldes verringert und der Spa-
rerfreibetrag halbiert. Die Mehr-
belastung liegt bei weit über 25
Milliarden Euro.

Unternehmen sparen dagegen
durch verbesserte Abschrei-
bungsbedingungen und einem
niedrigeren Arbeitslosenbeitrag
insgesamt zehn Milliarden Euro.
Das nennt man Umverteilung von
unten nach oben. Die “Reichen-
steuer” ist da nur ein Feigenblatt:
Sie wurde so zurückgestutzt,
dass sie kaum eine Milliarde Euro
an Mehreinnahmen bringt.

2008 kommt der nächste Ham-
mer. Die Bundesregierung plant
für dieses Jahr eine “große” Re-
form der Unternehmenssteuer.
Kernpunkt ist die Senkung der
Unternehmenssteuern um zehn
Prozentpunkte für Kapitalgesell-
schaften. Insgesamt ist laut Kabi-
nettsbeschluss von einer Steuer-
entlastung der Unternehmen in
Höhe von weiteren fünf Milliar-
den Euro die Rede.

Begründung der Koalition: Die
Wettbewerbsfähigkeit des
Standorts Deutschland soll er-
höht werden und die Unterneh-
menssteuer “europatauglich”
gemacht werden, damit mehr Ar-

beitsplätze entstehen. 
Steueroase für Konzerne
Doch für  Großkonzerne ist
Deutschland längst eine Steueroa-
se. Einige haben seit Jahren kaum
oder gar keine Steuern bezahlt. Sie
haben die  Möglichkeiten genutzt,
international Gewinne und Verlus-
te so zu verschieben, dass sie die
jeweils günstigsten steuerlichen
Regelungen nutzen konnten. 

Sogar die Kosten für Arbeitsplatz-
verlagerungen ins Ausland konn-
ten sie  steuerlich absetzen. Und
Veräußerungsgewinne sind gene-
rell steuerfrei. Mehr Arbeitsplätze
sind durch die Steuersenkungspo-
litik aber nicht entstanden.

Unter dem Strich zahlen Kapitalge-
sellschaften in Deutschland nur
noch 15 Prozent Steuern.  Nach Be-
rechnungen der EU-Kommission
liegen sie damit unter dem EU-
Durchschnitt. Weitere Netto-Ent-
lastungen sind dehalb für die “Eu-
ropatauglichkeit” gar nicht not-
wendig.

Was nötig  wäre
Wichtiger wäre vielmehr, die zahl-
reichen Steuerschlupflöcher zu
schließen, damit es wieder mehr
Steuergerechtigkeit gibt. Und da-
mit der Staat mehr Einnahmen hat,
um in die öffentliche Infrastruktur,
in Bildung und Forschung  zu inves-
tieren.

Denn bei den öffentlichen Investi-
tionen gehört Deutschland zu den

Schlusslichtern in Europa. Bund,
Länder und Gemeinden investie-
ren zu wenig, weil sie zu geringe
Steuereinnahmen haben. Seit
1998 haben die Steuergeschenke
für Unternehmen jährlich ein Loch
von zwölf Milliarden Euro in die
Staatskasse gerissen. Das ging zu
Lasten der Arbeitsplätze und der
Zukunftsfähigkeit des Landes.

Der IG Metall-Vorstand hat die
Steuerpläne der Bundesregie-
rung in einer Resolution kritisiert.
Gefordert wird eine Politik, die Ar-
beitsplätze und Steuergerechtig-
keit in Deutschland und Europa
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Forderungen der IG Metall
• Möglichkeiten der steuerli-

chen Gewinnminderung und -
verlagerung müssen einge-
schränkt werden.
• Kosten für die Verlagerung von
Arbeitsplätzen ins Ausland dür-
fen nicht mehr steuerlich be-
günstigt werden.
• Die Bundesregierung muss die
Initiative für eine europaweite
Koordinierung der Unterneh-
mensbesteuerung ergreifen und
darf einen europäischen Unter-
nehmensteuerwettlauf nach un-
ten nicht zulassen.
• Die Bemessungsgrundlage
der  Gewerbesteuer muss ver-
breitert werden, damit die Ge-
meinden eine leistungsfähige
öffentliche Infrastruktur finan-
zieren können.   


